
Europäische Union und Deutschland 

Eine neue Leitidee - die europäische Republik 
Die EU durchlebt derzeit mehrere Krisen. Alles wartet auf einen Impuls von Deutsch-
land: Es geht nicht um mehr Europa, sondern um das demokratische Gemeinwesen. 
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Die Europäische Union durchlebt derzeit gleich mehrere existentielle Krisen: Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit erscheinen in einigen Mitgliedstaaten nicht gesichert, das Wohlfahrtsver-
sprechen der Union klingt vielen Menschen hohl, die Staats- und Regierungschefs unter-
graben im Europäischen Rat die Gemeinschaftsorgane, die Idee gemeinsamer europäischer 
Politik weicht der Vorstellung bilateralen Kräftemessens. Das „Wall Street Journal“ erwartet 
einen Showdown zwischen Deutschland und Italien. Doch was soll man tun? Ganz Europa 
schaut auf Deutschland und erwartet einen Impuls von der kommenden Bundesregierung. 
Nicht nur der „Economist“ ist dabei über deutsche Konzeptionslosigkeit besorgt. 
Eine solide europapolitische Konzeption bedarf einer Leitidee. In dieser Hinsicht ist der Euro-
parede des Bundespräsidenten vom Februar ein wegweisender Impuls zu verdanken. Er 
sprach weder von einem europäischen Bundesstaat noch von den „Vereinigten Staaten von 
Europa“, wohl aber von einer europäischen res publica. Er ist keineswegs der Erste und 
Einzige, der die Union als Republik denkt. So versammelten sich am 29. Oktober 2004, nach 
der Unterzeichnung des Vertrags über eine Verfassung für Europa, alle Staats- und 
Regierungschefs zum Gruppenfoto unter der Losung: „Europaeae rei publicae status“, also 
„Die Verfassung der europäischen Republik“. Im Zeichen der europäischen Republik wollten 
sie in die Geschichte eingehen. 

Das republikanische Projekt des Verfassungsvertrags scheiterte. In der Not der vielfachen 
Krisen erlebt es nicht nur dank der Intervention des Bundespräsidenten einen zweiten Früh-
ling. Die Idee der Republik vermag sowohl wichtige Positionen der derzeitigen wis-
senschaftlichen wie politischen Debatte zur Fortentwicklung der EU zu bündeln, denen es 
weniger um „mehr“ Europa als um ein „demokratisches“ Europa geht, das die vielfältigen 
Krisen im demokratischen Modus zu meistern vermag und den Bürgern als ihr Gemeinwesen 
erscheint. 

Der Begriff der Republik vermittelt eine leitende Idee, schlägt eine Brücke vom neuen eu-
ropäischen Zusammenschluss zu historischen Erfahrungen und vermag so die vielen 
notwendigen kleinen Schritte einer Stabilisierung in einen erklärenden Zusammenhang zu 
stellen. Gewiss gibt es unterschiedliche Verwendungen des Wortes „Republik“, keineswegs 
alle attraktiv. Kaum jemand will ein Europa, das der deutschen oder amerikanischen repub-
likanischen Partei gefiele, eine Volksrepublik oder ein Verbot von Monarchien. Ähnlich unat-
traktiv erscheint eine europäische Republik im Sinne eines europäischen Staates. 
Der Republikbegriff kann für die EU als nichtstaatlichen Zusammenschluss nur überzeugen, 
wenn er von dem des Staates gelöst wird. Ist aber eine Republik ohne Staatlichkeit möglich? 
Diese Frage betrifft indes nicht allein den Republikbegriff: Sämtliche Begriffe, mit denen wir 
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das Gemeinwesen denken, sind in der europäischen Moderne zu staatsrechtlichen Begriffen 
geworden. Diese Engführung ist kein Schicksal. Die begriffsgeschichtliche Forschung ver-
meldet, dass die Verstaatlichung des Republikbegriffs mit der Monopolisierung öffentlicher 
Aufgaben erfolgte. Wenn nun solche Aufgaben durch überstaatliche Organisationen 
wahrgenommen werden, so liegt es nahe, den Begriff der Republik wieder zu verselbständi-
gen. 
Ganz in diesem Sinne gibt es ein bis ins Hochmittelalter und die Antike zurückreichendes Ver-
ständnis von Republik, das jedes Gemeinwesen bezeichnet, das mittels politischer Institutio-
nen Gemeinwohlziele verfolgt. In der Aufklärung gewinnt der Begriff an normativer Substanz. 
Sieyès versteht Republik als legitime politische Gesamtverfassung, Kant als Gewaltenteilung 
und Repräsentation, die Federalist Papers als eine politische Ordnung, welche den Gemein-
willen unter Beachtung der Menschenrechte gewaltenteilig verwirklicht. Bei keinem dieser 
Autoren geht es darum, spezifisch Staaten republikanisch zu verfassen. Im Mittelpunkt steht 
vielmehr die Ordnung und Ausübung öffentlicher Gewalt als Angelegenheit der Bürger. Ein 
Verfassungsdenken, das vom Individuum ausgeht, stellt hierauf ab. Republik ist danach der 
Begriff für ein Gemeinwesen, das auf der Grundlage einer legitimen Verfassung mittels 
gewaltenteilender Demokratie gemeinsame Belange der Bürger solidarisch gestaltet. 
Natürlich wird dieser Begriff und ein solches Verständnis der Union allein die Krisen nicht 
lösen und sie nicht mit einem Zauberstreich in eine lebendige Demokratie verwandeln. Dafür 
bedarf es vieler zielgerichteter Schritte und der Überzeugung der Unionsbürger, dass sie durch 
die Union ihre konkrete Lage verbessern können. Die Idee einer europäischen Republik kann 
hierbei jedoch als Leitidee dienen und so der kommunikative Eckpunkt gestaltungswilliger 
deutscher Europapolitik sein. 

Was bedeutet das konkret? Wir wollen hier keine Vorschläge zur Vertragsreform machen, 
sondern zeigen, was unter dem geltenden Recht bereits möglich ist. Wer dem Aufruf des 
Bundespräsidenten folgen möchte, kann dies schon heute tun, etwa bei der Auswahl des 
Brüsseler Spitzenpersonals. Republikanisches Denken betont die Bedeutung des Ethos der 
Amtsträger, damit eine Institution erfolgreich ist. Eine jede Bundesregierung sollte sich stark-
machen, dass Persönlichkeiten die leitenden Positionen bekleiden, die in der komplizierten 
europäischen Medienwelt dieses Gemeinwesen den Unionsbürgern glaubwürdig verkörpern 
und ihre konkrete Politik als ein Projekt europäischen Gemeinwohls überzeugend vermitteln 
können. Dies schließt die Berücksichtigung der parteipolitischen Orientierung keineswegs aus, 
verlangt aber Fähigkeiten und Orientierungen, die nicht immer Priorität genossen haben. Das 
Jahr 2014 mit der Europawahl und der neuen Kommission eröffnet diesbezüglich große 
Möglichkeiten. 
Die Idee einer europäischen Republik verlangt weiter, dass sich eine jede Bundesregierung auf 
das demokratische Projekt besinnt, das Deutschland gemeinsam mit allen anderen Ver-
tragsparteien in dem Vertrag von Lissabon niedergelegt hat. Dieser Vertrag zeichnet in seinen 
ersten 19 Artikeln die Umrisse eines Gemeinwesens, das mit dem republikanischen Ideal bess-
er als mit jedem anderen konkret gefüllt werden kann. Diese Idee steht für einen europäis-
chen Parlamentarismus, in dem das Europäische Parlament mit den nationalen Parlamenten 
verschränkt ist. Gemeinsam sollen sie als starke Legislativen demokratische Politisierung er-
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möglichen und die europäischen Exekutiven kontrollieren. Dafür dürfen die nationalen 
Parteien die europäischen Parlamentarier nicht mehr an der kurzen Leine führen und müssen 
ihnen mehr Freiraum gewähren, gerade bei wichtigen Fragen länderübergreifend die unter-
schiedlichen Vorstellungen des europäischen Gemeinwohls zu artikulieren. 
Die nationalen Parlamentarier wiederum müssen noch stärker die sozialen und ökonomischen 
Interessen der europäischen Bürger jenseits der eigenen Landesgrenzen reflektieren. Dies 
würde jene Technokratisierung von europäischen Entscheidungen bekämpfen, an der das eu-
ropäische System so krankt und die jenen Populismus generiert, an dem bereits die 
demokratische Parteienlandschaft einiger europäischer Staaten zu zerbrechen droht. Gaucks 
Eintreten für eine europäische res publica mag seiner konkreten Erfahrung geschuldet sein, 
dass ein Gemeinwesen, das als eine Angelegenheit der Bürger nicht glaubhaft ist, letztlich 
scheitern muss und scheitern soll. Das europäische Projekt ist aber wahrlich too great to fail.


